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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Die Verfolgung der auf internationalem Niveau tätigen Kriminellen (namentlich im
Bereich des organisierten Verbrechens und der Wirtschaftskriminalität) wird durch die
kantonale Organisation der Polizei- und Justizbehörden erschwert. Der Ständerat hiess
deshalb – trotz föderalistischer Bedenken Danioths (cvp, UR) – eine Motion Rhinow
(fdp, BL) für eine Vereinheitlichung der Strafprozessordnung in der Schweiz gut. Der
Bundesrat hatte sich ursprünglich für die Umwandlung in ein Postulat ausgesprochen,
nachdem aber eine Expertengruppe ebenfalls Handlungsbedarf konstatiert hatte, war er
mit der Motionsform einverstanden. Er nahm den Vorschlag zudem in den
Vernehmlassungsentwurf für die Totalrevision der Bundesverfassung auf. Auch der
Nationalrat stellte sich hinter den Vorstoss und überwies zudem noch eine
gleichlautende Motion Schweingruber (fdp, JU) (Mo. 94.3181). Dieselbe Zielrichtung
verfolgen auch die im Berichtsjahr eingereichten Standesinitiativen der Kantone Basel-
Stadt, Basel-Land, St. Gallen und Solothurn. 1

MOTION
DATUM: 10.04.1995
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies mit 79:9 Stimmen eine Motion Stucky (fdp, ZG) (Mo. 93.3477),
welche verlangt, dass das Berufsgeheimnis von Anwälten, Ärzten, Geistlichen etc. auch
bei der Telefonüberwachung im Rahmen von strafrechtlichen Untersuchungen absolut
zu gewährleisten sei. Der Bundesrat konnte sich mit seiner Argumentation nicht
durchsetzen, dass die bestehende Regelung, welche die Abhörung von
Telefongesprächen zwischen Berufsgeheimnisträgern und Verdächtigten erlaubt, eine
prozessuale Verwertung aber untersagt, ausreichend sei. Der Ständerat ging hingegen
auf diese Einwände ein und überwies den Vorstoss lediglich als Postulat. Er stimmte
zudem einer weniger weit gehenden Motion seiner Rechtskommission zu, welche das
Berufsgeheimnis nur dann besser schützen will, wenn nicht unter seinem Deckmantel
Straftaten organisiert oder durchgeführt werden. 2

MOTION
DATUM: 03.10.1995
HANS HIRTER

Der Ständerat überwies eine von der grossen Kammer im Vorjahr gutgeheissene Motion
Stamm (fdp, AG) für die Schaffung eines eidgenössischen Anwaltsregisters als Postulat.
Dieses Verzeichnis soll die Grundlage für die volle kantonale Freizügigkeit bei der
Ausübung des Anwaltsberufs bilden. 3

MOTION
DATUM: 03.06.1996
HANS HIRTER

Das Berufsgeheimnis von Ärzten, Anwälten und anderen Personen soll – wenn es nicht
zur Organisation und Begehung von Straftaten missbraucht wird – bei der Überwachung
des Post- und Telefonverkehrs durch die Strafverfolgungsbehörden besser geschützt
werden. Der Nationalrat überwies eine im Vorjahr vom Ständerat verabschiedete
Motion ebenfalls. 4

MOTION
DATUM: 13.06.1996
HANS HIRTER

Im Vorjahr hatte das Parlament mehrere Vorstösse für eine Vereinheitlichung der
kantonalen Strafprozessordnungen überwiesen. Im Berichtsjahr gaben der Ständerat
und der Nationalrat nun auch sechs entsprechenden Standesinitiativen der Kantone
Aargau (Kt.Iv. 95.307), Basel-Stadt (Kt.Iv. 95.301), Basel-Land (Kt.Iv. 95.305), St. Gallen
(Kt.Iv. 95.304), Solothurn (Kt.Iv. 95.302) und Thurgau (Kt.Iv. 96.300) Folge. Bundesrat
Koller gab in diesem Zusammenhang bekannt, dass er eine Expertenkommission
beauftragt habe, bis zum Sommer 1997 ein Konzept vorzulegen. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.1996
HANS HIRTER

Der Bundesrat gab im April einen Gesetzesentwurf in die Vernehmlassung, der die
heute noch kantonal geregelte Berufsausübung der Anwälte vereinheitlichen will.
Vorgesehen ist, dass die Kantone die Anwaltstarife nicht mehr verbindlich festlegen,
sondern nur noch Empfehlungen abgeben können. Zudem soll der Wettbewerb durch
die Bestimmung intensiviert werden, dass ein Anwalt, der in einem Kanton registriert
ist, seinen Beruf in der ganzen Schweiz ausüben darf. Der Schweizerische

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.08.1997
HANS HIRTER
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Anwaltsverband seinerseits hob das als Standesregel geltende Werbeverbot auf, da
dieses dem neuen Kartellgesetz widerspreche. Die Umsetzung dieser Liberalisierung
muss allerdings durch die kantonalen Anwaltsverbände erfolgen.
(Siehe auch Motion Stamm für die Schaffung eines eidgenössischen Anwaltsregisters.) 6

Die Kommissionen zur Vorberatung der Totalrevision der Bundesverfassung stimmten
der vom Bundesrat beantragten Vereinheitlichung der kantonalen
Strafprozessordnungen zu. Gemäss dem Entwurf ist sowohl beim Zivil- als auch beim
Strafrecht allein der Bund für die Regelung der Verfahren zuständig. In der Kompetenz
der Kantone verbleibt die Organisation der Gerichte und der Vollzug. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.11.1997
HANS HIRTER

Der im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebene Gesetzesvorentwurf für eine
Vereinheitlichung der bisher kantonal geregelten Vorschriften über die Berufsausübung
von Anwälten fand ein positives Echo. Einzig die LP hätte aus grundsätzlich
föderalistischen Gründen eine Konkordatslösung vorgezogen. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.05.1998
HANS HIRTER

Die im Rahmen der Totalrevision der Bundesverfassung im Paket Justizreform vom
Bundesrat beantragte Kompetenz zur Vereinheitlichung der kantonalen
Strafprozessordnungen wurde vom Parlament gutgeheissen. Widerstand gab es nur von
den Liberalen Leuba (VD) und Sandoz (VD), welche das Projekt aus grundsätzlich
föderalistischen Gründen bekämpften. Die Vorlage konnte allerdings im Berichtsjahr
infolge von Differenzen zwischen den beiden Räten zu anderen Reformteilen noch
nicht verabschiedet werden. Die in den Vorjahren eingereichten und akzeptierten
Standesinitiativen verschiedener Kantone für diese Vereinheitlichung konnten als erfüllt
abgeschreiben werden (95.301 / 95.302 / 95.304 / 95.305 / 95.307 / 96.300 / 96.315).
Die praktische Umsetzung dieser Vereinheitlichung wird freilich noch einige Zeit
dauern. Der Fahrplan des EJPD sieht eine Vernehmlassung frühestens im Jahr 2000 und
die Inkraftsetzung nicht vor 2005 vor. Eine Expertenkommission präsentierte zu
Jahresbeginn einen ersten Grundlagenbericht für ein künftiges Strafprozessgesetz.
Dabei fassten die Wissenschafter einige Grundsatzentscheide. So sprach sich eine
Mehrheit dafür aus, die Strafuntersuchung nicht durch den Staatsanwalt, sondern
durch einen unabhängigen Untersuchungsrichter leiten zu lassen. Diese Regelung gilt
heute in allen Kantonen ausser Basel-Stadt und Tessin. Auf in einigen anderen Staaten
praktizierte Neuerungen wie etwa das «plea bargaining», d.h. das Aushandeln von
Schuldanerkennung und Strafmass (USA), oder eine Kronzeugenregelung (Italien) soll
nach Meinung der Experten verzichtet werden. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.06.1998
HANS HIRTER

Mit einer von Parteikollegen, aber auch vielen Vertretern der SVP und der LP sowie
einigen Freisinnigen und Christlichdemokraten unterzeichneten parlamentarischen
Initiative verlangte Nationalrat Scherrer (fp, BE) die Schaffung von gesetzlichen
Grundlagen für die Einrichtung von Schnellgerichten für die rasche Aburteilung von
Kleindelinquenten wie Ladendiebe, Schwarzfahrer, Sprayer etc. Er berief sich dabei auf
Erfahrungen in den USA (namentlich New York), wo sich solche Einrichtungen als
effizientes Mittel zur Bekämpfung derartiger Delikte erwiesen hätten. Auf Antrag seiner
Kommission für Rechtsfragen, welche primär damit argumentiert hatte, dass die
Prozessordnung vorläufig noch in den Kompetenzbereich der Kantone falle, lehnte der
Rat den Vorstoss mit deutlichem Mehr ab. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.03.1999
HANS HIRTER

Der Bundesrat legte dem Parlament einen im Jahr 1997 mit Thailand abgeschlossenen
Vertrag über die Überstellung von Straftätern zur Ratifizierung vor. Das Interesse der
Schweiz an diesem Vertrag liegt primär darin, dass dieser schweizerischen
Delinquenten erlaubt, ihre Strafe in einem schweizerischen Gefängnis zu verbüssen,
wovon man sich auch bessere Resozialisierungseffekte verspricht. Dieser Vertrag – der
einem Europarats-Übereinkommen nachempfunden ist – eröffnet freilich nur die
Möglichkeit einer Rückführung, ein Rechtsanspruch besteht jedoch nicht. Der
Hintergrund für diese nichtzwingende Regelung besteht darin, dass in Thailand die
allgemeinen Strafmasse, insbesondere aber diejenigen für Drogendelikte drastisch
höher sind als in der Schweiz, und die Schweiz nicht bereit war, diese thailändischen
Urteile in jedem Fall zu vollziehen. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.1999
HANS HIRTER
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Die mit der neuen Bundesverfassung möglich gewordene Vereinheitlichung der
kantonalen Strafprozessordnungen durch den Bund kam einen weiteren Schritt voran.
Im April beauftragte Bundesrat Koller den Zürcher Strafrechtsprofessor Niklaus Schmid
mit der Ausarbeitung eines Gesetzesvorentwurfs. Dabei soll er sich, in Abweichung vom
Expertenentwurf des Vorjahres, auf das sogenannte Staatsanwaltsmodell konzentrieren,
bei dem nicht ein Untersuchungsrichter sondern ein Staatsanwalt die zentrale Figur der
Voruntersuchung ist. Gestützt auf die Ergebnisse von Hearings mit Fachorganisationen
über den Expertenentwurf hatte sich das EJPD für diese als effizienter beurteilte
Lösung entschieden. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.04.1999
HANS HIRTER

Der Bundesrat gab den Kantonen Basel-Land, Basel-Stadt, Bern, Genf, Tessin und
Waadt die Erlaubnis, vom Herbst an Versuche mit dem elektronisch überwachten
Strafvollzug zu beginnen. Dabei werden Personen, die zu einer kürzeren Freiheitsstrafe
verurteilt worden sind, mit einem am Fuss- oder Handgelenk befestigten Sender
überwacht und können ihre Strafe zu Hause oder an einem anderen zugewiesenen Ort
(z.B. gemeinnütziger Arbeitsplatz) absitzen. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.08.1999
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte dem neuen Gesetz zu. Dabei nahm er allerdings eine Änderung
vor, die im Rat heftig debattiert wurde. Auf Antrag von Baumberger (cvp, ZH) beschloss
er unter dem Titel „Unabhängigkeit der Anwälte gegenüber Dritten“ Restriktionen bei
der Zulassung zur Registrierung. Die Registrierung und damit die Zulassung als
Rechtsvertreter vor Gericht sollen nur unabhängige Anwälte oder solche, deren
Vorgesetzter selbst als Anwalt registriert ist, erhalten. Nicht registrieren lassen dürfen
sich hingegen die nicht von einer Anwaltsfirma (z.B. eine Versicherung) angestellten
Anwälte, da bei ihnen die Unabhängigkeit gegenüber Dritten nicht gegeben sei. Ein
Antrag Nabholz (fdp, ZH), wenigstens diejenigen Anwälte davon auszunehmen, die bei
einer nichtgewinnorientierten Organisation (z.B. Umweltschutzverband) angestellt sind,
scheiterte. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.09.1999
HANS HIRTER

Als Zweitrat hatte sich der Ständerat Ende 1999 mit dem neuen Bundesgesetz über die
Freizügigkeit der Anwältinnen und Anwälte befasst. Am umstrittensten war die von der
grossen Kammer aufgenommene Bestimmung, dass ein ins Register eingetragener
Anwalt unabhängig sein muss, d.h. nicht einer Person unterstellt sein darf, die nicht
selbst eingetragen ist. Grundsätzlich stimmte er dieser Regelung zu, nahm aber auf
Antrag Schiesser (fdp, GL) Anwälte, die von nichtgewinnorientierten Organisationen
(z.B. Berufsverbände, Umweltschutz- oder Mieterorganisationen) angestellt sind, davon
aus. In der Differenzbereinigung beschloss der Nationalrat gegen die Stimmen der
Linken, dass diese Ausnahme nur für anerkannte gemeinnützige Organisationen, nicht
aber für Interessenverbände gelten soll. Diese restriktivere Regelung benachteiligt
gemäss ihren Befürwortern die Interessenorganisationen kaum, da sie ihre Mitglieder
weitgehend in Spezialgerichten vertreten (z.B. Arbeitsgericht, Mietgericht). Für diese
gibt es in keinem Kanton ein Anwaltsmonopol; d.h. ein Eintrag ins Anwaltsregister ist
nicht erforderlich. Mit Stichentscheid des Präsidenten schloss sich der Ständerat dem
Nationalratsbeschluss an. In der Sommersession konnte das neue Freizügigkeitsgesetz
verabschiedet werden. Im Nationalrat geschah dies gegen die Stimmen der SP, welche
sich mit den Vorschriften über die Unabhängigkeit der Anwälte nicht anfreunden
konnte. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2000
HANS HIRTER

Im Sommer gab der Bundesrat den Vorentwurf für eine Vereinheitlichung der
kantonalen Strafprozessordnungen in die Vernehmlassung. Federführend bei
Strafuntersuchungen soll in Zukunft ein Staatsanwalt sein. Dieses
Staatsanwaltschaftsmodell ist in Europa stärker verbreitet als das zur Zeit in den
meisten Kantonen praktizierte Untersuchungsrichtermodell. Es bietet gemäss dem
Bundesrat den Vorzug, dass im Vorverfahren kein Handwechsel mehr vom
Untersuchungsrichter zum Staatsanwalt stattfinden muss und so ein grosser zeitlicher
und personeller Aufwand entfällt. Als weitere wichtige Neuerung soll die Möglichkeit
geschaffen werden, dass Beschuldigte und Strafverfolgungsbehörden sich bezüglich
Schuldspruch und Strafe absprechen, um das Verfahren abzukürzen (sog. plea
bargain). 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.06.2001
HANS HIRTER
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In Bezug auf die Beteiligung der Kantone an den Kosten des Bundes für seine
verstärkte Aktivität im Bereich der Bekämpfung der organisierten Kriminalität zeigte
sich der Ständerat skeptisch. Er überwies eine entsprechende Motion der grossen
Kammer aus dem Vorjahr bloss in Postulatsform. Der Bundesrat selbst sah auch wenig
Chancen, die Kantone nachträglich für die Entlastung zur Kasse zu bitten und setzte
deshalb auf sein Projekt für eine Neuregelung der Verteilung der von den Behörden
eingezogenen deliktisch erworbenen Vermögenswerte. Die kleine Kammer überwies
zudem eine parlamentarische Initiative Schmid (svp, BE), welche verlangt, dass der Bund
bei internationalen Rechtshilfebegehren von nationaler Bedeutung einen Teil der dem
zuständigen Kanton erwachsenden Kosten übernimmt. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.2001
HANS HIRTER

Im Herbst legte der Bundesrat den Entwurf für ein Gesetz über die Verteilung von
eingezogenen deliktisch erworbenen Vermögenswerten an die an der Ermittlung
Beteiligten vor. Er beantragte, wie bereits im Vernehmlassungsentwurf vorgesehen,
dass fünf Zehntel an jenes Gemeinwesen (Kanton oder Bund) gehen sollen, welches das
Strafverfahren geleitet und die Einziehung ausgesprochen hat. Die Kantone, in denen
sich die deliktischen Vermögenswerte befinden, erhalten einen Anteil von zwei
Zehnteln, weil sie am Strafverfahren mitgewirkt haben. Drei Zehntel der eingezogenen
Vermögenswerte sollen an den Bund gehen, da sich für ihn aufgrund der neuen
Strafverfolgungskompetenzen in Fällen von organisierter Kriminalität beträchtliche
Mehrausgaben ergeben. In der Vernehmlassung hatten sich fast alle Kantone gegen
diese Aufteilungsregel ausgesprochen, da sie damit zugunsten des Bundes benachteiligt
würden. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.10.2001
HANS HIRTER

In der Vernehmlassung wurde der Vorentwurf für eine Vereinheitlichung der
kantonalen Strafprozessordnungen mehrheitlich begrüsst. Von den Parteien lehnte ihn
einzig die SVP als zu detailliert und zu zentralistisch ab. Sowohl bei den
Strafuntersuchungsbehörden als auch bei den Parteien waren die Meinungen zum so
genannten Staatsanwaltmodell geteilt, bei dem nicht wie bisher in den meisten
Kantonen auch noch ein Untersuchungsrichter tätig ist. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.02.2002
HANS HIRTER

Das im Jahre 2000 gutgeheissene neue Anwaltsgesetz wurde vom Parlament in dem
Sinne angepasst, dass die darin geregelte Freizügigkeit für Anwälte aus der EU auch auf
diejenigen der EFTA-Staaten ausgeweitet wurde. 20

ANDERES
DATUM: 22.03.2002
HANS HIRTER

Der Bundesrat nahm von der weitgehend positiven Reaktion auf seine Vorschläge für
die Vereinheitlichung der kantonalen Strafprozessordnungen Kenntnis und
beauftragte das EJPD mit der Ausarbeitung einer Vorlage. Inhaltlich hat er sich auf das
Staatsanwaltmodell festgelegt. Als weitere wichtige Neuerungen sind das Recht eines
Festgenommenen auf den sofortigen Beizug eines Anwalts sowie die Möglichkeit, dass
sich die Staatsanwaltschaft und der Angeschuldigte über Schuldspruch und Strafe
vorgerichtlich einigen können (sog. plea bargain) vorgesehen. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.07.2003
HANS HIRTER

Der Ständerat setzte sich in der Sommersession mit den Vorschlägen des Bundesrates
über die Aufteilung von eingezogenen kriminell erworbenen Vermögenswerten an die
an der Ermittlung beteiligten Gemeinwesen auseinander. Es handelt sich dabei in der
Regel um gut 20 Mio Fr. pro Jahr. Der Rat hiess die Regierungsvorlage ohne Änderungen
gut. Ein Antrag der Ratslinken, der Bund habe seinen Anteil (drei Zehntel) für
Entwicklungshilfeprojekte im Zusammenhang mit der Bekämpfung des Drogenanbaus
und der sexuellen Ausbeutung von Kindern zu verwenden, wurde deutlich abgelehnt. Als
Gegenargumente wurden angeführt, dass nur ein kleiner Teil der beschlagnahmten
Werte aus den beiden angegebenen Deliktkategorien stammen würden, und es zudem
grundsätzlich nicht sinnvoll sei, einen von den Budgetierungsregeln ausgenommenen
Spezialfonds für bestimmte Entwicklungshilfeprojekte zu bilden. Im Nationalrat unterlag
ein Antrag der Linken für einen zweckgebundenen Fonds für die dem Bund zufallenden
Gelder ebenfalls. Vorgeschlagen hatte sie, dass zwei Drittel für Suchtprävention und
-behandlung im Inland und ein Drittel für die Bekämpfung des Drogenanbaus im
Ausland verwendet werde. Durchsetzen konnte sich hingegen ein
Kompromissvorschlag, welcher auf die Schaffung eines Fonds verzichtet, aber die
Kantone verpflichtet, einen nicht näher quantifizierten Teil der Gelder für die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2003
HANS HIRTER
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Suchtprävention und -behandlung zu verwenden, und einen ebenfalls nicht
spezifizierten Teil des Bundesanteils für Entwicklungsprojekte in ausländischen
Drogenanbaugebieten einsetzt. In der ersten Runde der Differenzbereinigung in der
Wintersession hielten beide Ratskammern an ihrer Version fest. 22

Bei der Neuregelung der Bestimmungen über die Aufteilung von eingezogenen
kriminell erworbenen Vermögenswerten an die an der Ermittlung beteiligten
Gemeinwesen fand im Parlament die zweite Runde der Differenzbereinigung statt.
Gegen den Widerstand der Linken konnte sich die Version des Ständerates
durchsetzen, welche auf jegliche Vorgaben für die Kantone bezüglich der Verwendung
der Gelder verzichtet. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2004
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies diskussionslos eine Motion seiner Rechtskommission, die
verlangt, Massnahmen zum Schutz von Opfern und Zeuginnen in das StGB
aufzunehmen. Diese scheinen der Kommission unabdingbar, um den Kampf gegen den
internationalen Menschenhandel, wo Betroffene (hauptsächlich zur Prostitution
gezwungene Frauen) oft brutal eingeschüchtert werden, effizient führen zu können. 24

MOTION
DATUM: 19.03.2004
HANS HIRTER

Die im Vorjahr von der grossen Kammer überwiesene Motion für den Schutz von Opfern
und Zeuginnen fand auch im Ständerat Zustimmung. 25

MOTION
DATUM: 08.03.2005
HANS HIRTER

Ende Dezember veröffentlichte der Bundesrat eine Botschaft zur Vereinheitlichung des
Strafprozessrechts. Mit der Zustimmung zur Justizreform im Jahr 2000 hatten Volk und
Stände ihre grundsätzliche Zustimmung zu einer Ersetzung der bisherigen 29
Strafprozessordnungen (26 kantonale und drei des Bundes) gegeben. Die Vorschläge
des Bundesrates unterschieden sich in den Hauptpunkten nicht von der
Vernehmlassungsvorlage des Jahres 2003. Insbesondere bestätigte die Regierung ihren
Entscheid für das Staatsanwaltsmodell, bei dem nicht ein Untersuchungsrichter als
quasi neutrale Instanz eine Untersuchung leitet, sondern der Staatsanwalt, der dann
auch vor dem Richter die Anklage vertritt. Als Gegengewicht zu diesem Machtgewinn für
die Anklage sollen bestimmte Verteidigungsrechte ausgebaut werden (so etwa das
Recht auf sofortigen Beizug eines Anwalts). Neu in die Strafprozessordnung
aufgenommen werden sollen auch Mechanismen, welche dem Staatsanwalt oder dem
Opfer die Möglichkeit einer aussergerichtlichen Einigung eröffnen (so genanntes
bargaining). Aus rechtsstaatlichen Gründen soll hingegen auf einen Strafverzicht oder
-erlass für Täter, welche sich als Kronzeugen zur Verfügung stellen, verzichtet werden.
Formal werden die Neuerungen in zwei Gesetzen formuliert: einer Strafprozessordnung
(für Erwachsene) und einer Jugendstrafprozessordnung. In letzterer sind die
Unterschiede zur normalen Strafprozessordnung festgehalten. Dazu gehört etwa der
Entscheid für das Jugendrichtermodell, bei dem die Untersuchungsleitung und die
Beurteilung in einer einzigen Instanz zusammengefasst sein können. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.2005
HANS HIRTER

In der Wintersession begann der Ständerat die Beratung der Vorlage über die
Vereinheitlichung des Strafprozessrechts, welche sich über drei Tage erstrecken sollte.
Grund für die lange Verhandlungsdauer war nicht die Umstrittenheit der Vorlage an
sich, sondern die Vielzahl der von der Rechtskommission vorgeschlagenen Änderungen
von prozesstechnischen Details. Diese wurden in der Regel auch vom Bundesrat als
Verbesserungen eingestuft und deshalb unterstützt. Nichteintretensanträge gab es
keine, und auch Anträge von Kommissionsminderheiten waren selten. Eine der materiell
bedeutenderen Änderungen betraf das neue Institut der Mediation im Strafrecht (Art.
316 und 317). Der Vorschlag des Bundesrates, eine solche aussergerichtliche Vermittlung
zwischen Opfer und Täter einzuführen, wurde bei Antragsdelikten beibehalten. Bei
Offizialdelikten, wo sich der Staat und der Täter gegenüberstehen, setzte sich hingegen
ein Kompromissvorschlag durch, welcher den Kantonen erlaubt, sie aber nicht dazu
verpflichtet, eine solche Mediationsstelle einzuführen. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2006
HANS HIRTER
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Das Parlament verabschiedete in der Herbstsession die Vorlage über die
Vereinheitlichung des Strafprozessrechts. Als Zweitrat hatte sich der Nationalrat in der
Sommersession mit dieser neuen Strafprozessordnung auseinandergesetzt. Zuerst
lehnte er mit klarem Mehr einen von den Grünen und einigen welschen Freisinnigen
und Sozialdemokraten unterstützten Rückweisungsantrag ab. Dieser hatte verlangt, dass
entweder anstelle des Staatsanwalts- das Untersuchungsrichterprinzip, wie es vor allem
in der Romandie bisher praktiziert wurde, eingeführt wird, oder aber, dass in der
Untersuchungsphase die Polizeikompetenzen ab- und die Verteidigerrechte ausgebaut
werden. Entsprechende Anträge der Linken für eine Einschränkung der Kompetenzen
des Staatsanwalts und der Polizei und verbesserte Verteidigerrechte scheiterten dann
auch in der Detailberatung. Eine Differenz zum Ständerat schuf der Rat mit der
Bestimmung, dass bei polizeilichen Einvernahmen eine vorläufig festgenommene
Person das Recht hat, frei mit ihrer Verteidigung zu kommunizieren. Bei der Mediation
lehnte die Mehrheit des Nationalrats gegen den Widerstand der Linken das neue
Institut der Mediation ab. Gemäss Beschluss der grossen Kammer kann der Staatsanwalt
bei Antragsdelikten die Parteien immerhin zu einer Vergleichsverhandlung einladen. Für
Offizialdelikte ist jedoch kein Vergleich und schon gar keine Mediation vorgesehen.
Nach Ansicht des Nationalrats würde die vom Ständerat beschlossene Lösung, den
Kantonen individuell zu erlauben, eine Mediationsstelle einzuführen (Art. 217), auch der
Zielsetzung der nationalen Vereinheitlichung der Strafprozessordnung widersprechen.
In der Differenzbereinigung hielt der Ständerat zuerst an seiner Lösung fest, konnte
sich aber nicht durchsetzen. Der Nationalrat überwies in diesem Zusammenhang auch
eine Motion seiner Rechtskommission (Mo. 07.3281), die den Juristen in einer
Unternehmung dieselben Rechte und Pflichten (d.h. vor allem Berufsgeheimnis und
Zeugnisverweigerungsrecht) zuerkennen will wie den freiberuflichen Anwälten. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2007
HANS HIRTER

Im Anschluss an die Verabschiedung der neuen Strafprozessordnung machte sich der
Ständerat an die vom Bundesrat in der gleichen Botschaft von 2005 vorgeschlagene
Vereinheitlichung der Jugendstrafprozessordnung. Nachdem vor allem die kleinen
Kantone befürchtet hatten, den neuen Anforderungen in personeller und finanzieller
Hinsicht nicht gewachsen zu sein, hatte der Bundesrat seine Vorschläge seit der
Publikation der Botschaft überarbeitet. Insbesondere hatte er auf die ursprüngliche
Absicht verzichtet, das in der Romandie, Bern und Thurgau übliche
Jugendrichtermodell für alle Kantone verbindlich zu erklären. Zugelassen soll weiterhin
auch das Jugendanwaltsmodell bleiben. Gegen den Antrag seiner Rechtskommission
stellte sich der Ständerat hinter die vom Bundesrat vorgeschlagene Einrichtung von
Mediationsstellen. Er nahm auch sonst am Projekt der Regierung nur kleinere
Änderungen vor. 29

ANDERES
DATUM: 11.12.2007
HANS HIRTER

Als Zweitrat befasste sich der Nationalrat mit der Vereinheitlichung der
Jugendstrafprozessordnung. Eintreten war unbestritten. Auf Antrag seiner
Rechtskommission lehnte der Rat die vom Ständerat gutgeheissene Möglichkeit ab, dass
ein jugendlicher Angeklagter in allen Phasen des Verfahrens eine Vertrauensperson
beiziehen kann, wenn nicht die Interessen des Verfahrens dagegen sprechen.
Umstritten war, wann ein jugendlicher Angeklagter Anrecht auf einen Pflichtverteidiger
haben soll. Durchgesetzt hat sich eine härtere Lösung als im Ständerat. Gegen die Linke
beschloss die Ratsmehrheit, dass diese unentgeltliche Verteidigung erst dann zwingend
ist, wenn eine Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten droht. Auch beim Beschluss
des Ständerats, dass die stationäre Beobachtung eines Verurteilten gleich wie die
Untersuchungshaft an die Freiheitsstrafe anzurechnen ist, setzte sich die bürgerliche
Mehrheit durch und strich diese Bestimmung. In der Differenzbereinigung hielt der
Ständerat mit 17 zu 8 Stimmen an der Möglichkeit des Beizugs einer Vertrauensperson
durch den Angeklagten fest. Auch bei der Pflichtverteidigung hielt er an seinem ersten
Beschluss fest, der diese bereits dann vorsieht, wenn eine Freiheitsstrafe von
mindestens vierzehn Tagen droht. Bei der Frage der Anrechnung einer stationären
Beobachtung an eine Freiheitsstrafe machte der Ständerat einen Kompromissvorschlag,
indem diese „angemessen“, das heisst unter Umständen nicht vollumfänglich
angerechnet werden soll. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2008
HANS HIRTER
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In der Fortsetzung der Differenzbereinigung bei der Vereinheitlichung der
Jugendstrafprozessordnung  war zuerst der Nationalrat an der Reihe. Er lehnte die
Möglichkeit des Beizugs einer Vertrauensperson durch den Angeklagten weiterhin ab.
Auch bei der Pflichtverteidigung beharrte er darauf, dass diese erst dann eingesetzt
wird, wenn eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Monat droht und nicht bloss
vierzehn Tage. Bei der Frage der Anrechnung einer stationären Beobachtung an eine
Freiheitsstrafe übernahm die grosse Kammer den Kompromissvorschlag des Ständerats.
Letzterer gab dann in der Frage der Pflichtverteidigung nach, bestätigte aber seinen
Entscheid zugunsten des Beizugs einer Vertrauensperson. Die Einigungskonferenz
bevorzugte diese Variante. Nachdem der Nationalrat damit einverstanden war, wurde
die neue Jugendstrafprozessordnung in der Schlussabstimmung im Ständerat
einstimmig und im Nationalrat gegen den geschlossenen Widerstand der SVP
verabschiedet. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2009
HANS HIRTER

Da die Ermittlungen bei grossen Wirtschaftsdelikten oft sehr umfangreich, komplex
und damit zeitraubend sind, beantragte Nationalrat Jositsch (sp, ZH) mit einer Motion
eine Verlängerung der Verjährungsfristen für derartige Delikte, damit ein Strafprozess
überhaupt durchgeführt werden kann. Mit dem Einverständnis des Bundesrates
überwiesen beide Parlamentskammern den Vorstoss. 32

MOTION
DATUM: 10.12.2009
HANS HIRTER

Ein vom Nationalrat überwiesenes Postulat Pius Segmüller (cvp, LU) beauftragte den
Bundesrat zu prüfen, ob die Strafprozessordnung dahingehend zu ändern ist, dass
künftig Raser, die schwere Verkehrsunfälle mit Toten und Verletzten verursachen,
konsequent in Untersuchungshaft gesetzt werden könnten. Der Bundesrat beantragte
eine Ablehnung des Postulats, da die Untersuchungshaft eine schwere strafprozessuale
Zwangsmassnahme darstelle. 33

POSTULAT
DATUM: 02.03.2011
NADJA ACKERMANN

Die erst am 1. Januar 2011 in Kraft getretene Schweizerische Strafprozessordnung
(StPO), in welcher erstmals das formale Strafrecht gesamtschweizerisch geregelt wird,
war bereits Gegenstand heftiger Kritik. So wollte Staatsrechtsprofessor Martin Killias
gegen die Strafprozessordnung vorgehen. Seiner Ansicht nach mache sie Gerechtigkeit
zur Geldfrage und gewähre den Opferschutz nur ungenügend. 34

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.04.2011
NADJA ACKERMANN

Das Parlament überwies eine Motion Ingold (evp, ZH), die den Bundesrat beauftragt,
zusammen mit der Inkraftsetzung der Jugendstrafprozessordnung Massnahmen zu
treffen, die die Zielerreichung der Verkürzung der Jugendstrafrechtsverfahren und
seine Wirksamkeit in einer Evaluation messen. 35

MOTION
DATUM: 21.12.2011
NADJA ACKERMANN

Im Anschluss an die Motionen Jositsch (sp, ZH) (08.3806) und Janiak (sp, BL) (08.3930),
welche die Verlängerung der Verjährungsfristen bei Wirtschaftsdelikten forderten, gab
der Bundesrat eine Änderung des StGB in die Vernehmlassung. Der Vorentwurf sieht
nicht eine spezielle Verjährungsfrist für Wirtschaftsdelikte vor, sondern will die
Verjährungsfrist je nach Tatschwere erhöhen. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2011
NADJA ACKERMANN

Der Bundesrat verabschiedete im März 2012 eine Botschaft zu einem Bundesgesetz
über Anpassungen des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer (DBG) und des
Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und
Gemeinden (StHG). Die Revision hat zum Ziel, die 2001 im Allgemeinen Teil des
Strafgesetzbuches vorgenommenen Anpassungen bezüglich der Verjährungsfristen nun
auch in diesen beiden Gesetzen nachzuführen, d.h. die Verjährungsfristen für die
Strafverfolgung zu verlängern. Zugleich soll ein Artikel im StHG aufgehoben werden, der
besagt, dass das Bundesgericht nicht befugt sei, bei Gutheissen einer Beschwerde in
der Sache auch selber zu entscheiden. Der Artikel widerspricht dem 2007 in Kraft
getretenen Bundesgerichtsgesetz (BGG) und seine Aufhebung war bereits vom
Bundesgericht gefordert worden. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2012
NADJA ACKERMANN
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Mit dem Inkrafttreten der Strafprozessordnung und der Zivilprozessordnung am 1.
Januar 2011 ergab sich für einige Kantone u.a. neu die Pflicht, dass das Protokoll nach
einer Einvernahme vor Gericht verlesen oder vom Betreffenden durchgelesen werden
muss. Dies führte bei Kantonen, die diese Vorschrift nicht kannten, zu erheblichem
Mehraufwand. Um diesen Kantonen entgegen zu kommen, reichte die
Rechtskommission des Nationalrates eine parlamentarische Initiative ein. Diese sieht
vor, dass im Falle der technischen Aufzeichnungen von Verhandlungen auf das Vorlesen
und die Unterschrift verzichtet werden kann. Beide Räte stimmten dem Entwurf der
Kommission einstimmig zu. 38

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2012
NADJA ACKERMANN

Der Bundesrat verabschiedete am 7. November 2012 eine Verordnung, welche die
Schaffung einer vom Bundesamt für Polizei geführten, zentralen Zeugenschutzstelle
vorsieht. Dadurch soll die Aussagenbereitschaft von Zeugen terroristischer
Gewaltkriminalität und anderer, vergleichbarer Schwerkriminalität erhöht werden. Die
Regierung rechnet mit zehn bis fünfzehn Fällen und Kosten von zwei Millionen Franken
pro Jahr, welche hälftig zwischen Bund und Kantonen geteilt werden sollen. 39

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 07.11.2012
NADJA ACKERMANN

Um Straftaten aufzuklären, werden oft Polizeibeamte in das kriminelle Umfeld
eingeschleust. Solche als verdeckte Ermittlungen bezeichnete Massnahmen waren bis
zum Inkrafttreten der Strafprozessordnung 2011 im Bundesgesetz über verdeckte
Ermittlungen (BVE) geregelt. In seiner ständigen Praxis hielt das Bundesgericht fest,
dass nur verdeckte Ermittlungen von gewisser Intensität und Dauer unter diese
Regelungen fielen, einfache Lügen oder einfache Scheinkäufe jedoch keine gerichtliche
Bewilligung bräuchten. 2008 änderte das Bundesgericht seine Meinung und stellte
fortan jede verdeckte Ermittlung unter die Regelung des BVE (6B 777/2007 Erw. 3.6.4).
Diese Praxisänderung konnte nicht mehr in die neue Strafprozessordnung
aufgenommen werden. Damit ergab sich, dass für die präventive verdeckte Ermittlung
und für selbstständige, polizeiliche verdeckte Ermittlung seit dem Inkrafttreten der
Strafprozessordnung keine gesetzliche Grundlage mehr im Bundesrecht bestand.
Scheinkäufe der Polizei im Drogenkleinhandel waren so fortan nicht mehr möglich. Um
diese Lücke zu beheben, reichte Nationalrat Jositsch (sp, ZH) 2008 eine
parlamentarische Initiative ein, welche die Wiedereinführung der engen Definition von
verdeckten Ermittlungen in der Strafprozessordnung fordert. Nach der Zustimmung
beider Rechtskommissionen (RK-NR und RK-SR) erarbeitete die Rechtskommission des
Nationalrates einen Entwurf zu einem Bundesgesetz über die verdeckte Ermittlung und
Fahndung. Dieser Entwurf sieht vor, dass der Begriff der verdeckten Ermittlung nur
noch jene Ermittlungshandlungen erfasst, bei denen Angehörige der Polizei nicht als
solche erkennbar sind und im Rahmen eines auf längere Dauer angelegten Einsatzes,
unter Verwendung einer durch falsche Urkunden abgesicherten Identität, in ein
kriminelles Milieu einzudringen versuchen, um besonders schwere Straftaten
aufzuklären. Massnahmen von minderer Art sollen neu als verdeckte Fahndungen
bezeichnet und separat in der Strafprozessordnung geregelt werden. Nicht geregelt
werden jedoch weiterhin die präventiven verdeckten Ermittlungen, da diese unter das
Polizeirecht und somit in den Kompetenzbereich der Kantone fallen. Die vom Bundesrat
beantragte Änderung, dass nicht nur aktives, sondern auch passives, täuschendes
Verhalten unter die neue Regelung fallen sollte, wurde von beiden Kammern
angenommen und das Gesetz in der Wintersession von beiden Räten einstimmig
verabschiedet. 40

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2012
NADJA ACKERMANN

Eine weitere Möglichkeit, den Opferschutz zu verbessern, besteht darin, dass Opfer
oder Angehörige auf Gesuch hin über die Flucht, die Freilassung oder den Hafturlaub
von Straftätern informiert werden. Dies war durch eine parlamentarische Initiative
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) (09.430) gefordert worden. Der Bundesrat hatte 2012
einen Entwurf in die Vernehmlassung gegeben. Einen besseren Opferschutz im
weitesten Sinn hatte auch eine von beiden Kammern überwiesene Motion der FDP-
Liberalen-Fraktion (12.4077) zum Ziel. Der 2012 eingereichte Vorstoss beabsichtigte die
Strafprozessordnung dahingehend zu ändern, dass eine beschuldigte Person auch ohne
effektiven Rückfall in Untersuchungs- oder Sicherheitshaft gehalten werden kann. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Anliegens, welches er im Rahmen einer
umfassenden Revision der Strafprozessordnung behandeln will. 41

MOTION
DATUM: 11.09.2013
NADJA ACKERMANN
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Vor dem Hintergrund der beiden Mordfälle überwies der Nationalrat zwei Motionen an
die kleine Kammer. Zum einen handelte es sich um eine Motion Rickli (svp, ZH; Mo.
11.3767), die Hafturlaube und Ausgänge für Verwahrte künftig ausschliessen wollte. Zum
anderen forderte eine Motion Amherd (cvp, VS; Mo. 11.3911), dass gefährliche Straftäter
– und nicht nur Wiederholungstäter – immer in Untersuchungshaft bleiben müssen. 42

MOTION
DATUM: 23.09.2013
NADJA ACKERMANN

Opfer häuslicher Gewalt sollen künftig besser geschützt werden. Beide Kammern
beauftragten den Bundesrat mittels Überweisung einer Motion Keller-Sutter (fdp, SG)
mit einer Anpassung des Strafgesetzbuches, wonach vor der definitiven Einstellung
eines Strafverfahrens durch die Staatsanwaltschaft das Opfer nochmals anzuhören
ist. 43

MOTION
DATUM: 23.09.2013
NADJA ACKERMANN

Um seinem Wunsch nach verstärktem Opferschutz Nachdruck zu verleihen, überwies
der Nationalrat zwei ähnlich gelagerte Motionen an den Ständerat. Zum einen handelte
es sich um eine Motion Amherd (cvp, VS) (11.3911), die dasselbe forderte wie die Motion
der FDP-Fraktion. Zum anderen wollte eine Motion Tschümperlin (sp, SZ) (11.3945), dass
den Opfern von Straftaten eine Beschwerdemöglichkeit gegen Haftrichterentscheide
eingeräumt wird, wenn Wiederholungs- und Ausführungsgefahr Gründe für die
Untersuchungshaft sind. Der Bundesrat sah keine Notwendigkeit für die beiden
Anliegen, weil zum einen laut Rechtsprechung des Bundesgerichts eine
Untersuchungshaft auch ohne Vorliegen früherer Straftaten möglich sei und zum
anderen die genannte Motion der FDP das Problem bereits abdecke. 44

MOTION
DATUM: 23.09.2013
NADJA ACKERMANN

Um das 2011 geschaffene Zwangsmassnahmengericht zu entlasten, forderte eine
parlamentarische Initiative Poggia (mcg, GE), dass der von der Staatsanwaltschaft
erlassene Strafbefehl für eine unbedingte Freiheitsstrafe der Anordnung einer
einmonatigen Untersuchungshaft gleichkomme. Nach der geltenden Regelung steht es
der Staatsanwaltschaft nicht zu, selbst eine Untersuchungshaft anzuordnen. Der
Nationalrat wollte die Untersuchungshaft aber auch weiterhin von dem Strafbefehl
getrennt wissen und lehnte daher das Begehren mit 126 zu 58 Stimmen ab. 45

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.12.2013
NADJA ACKERMANN

Die Bestimmungen betreffend die ausländerrechtliche Administrativhaft im
Ausländergesetz werden nicht vereinfacht. Die Mehrheit im Nationalrat sah keinen
Harmonisierungsbedarf und gab einer entsprechenden parlamentarischen Initiative
Amarelle (sp, VD) keine Folge. Der Vorstoss forderte, dass in Anlehnung an die EU-
Rückführungslinien nur noch bei bestehender Fluchtgefahr oder wenn die betreffende
Person das Abschiebungsverfahren behindert eine kurzfristige Festhaltung angeordnet
wird. 46

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2013
NADJA ACKERMANN

Das abgekürzte Verfahren, bei dem sich die Staatsanwaltschaft und der Beschuldigte
auf einen Urteilsvorschlag einigen können, bleibt bestehen. Der Nationalrat sprach sich
mit der Ablehnung einer parlamentarischen Initiative Jositsch (sp, ZH) gegen die
Abschaffung des 2011 eingeführten Verfahrens aus. Zwar sei es möglich, dass das
Verfahren mehr zur Anwendung komme, als der Gesetzgeber beabsichtigt hatte.
Dennoch würden die Vorteile die Nachteile überwiegen. 47

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.2013
NADJA ACKERMANN

Einen expliziten Schutz für Kinder als Opfer von Gewalttaten forderte ein
überwiesenes Postulat Fehr (sp, ZH). Der Bundesrat soll in einem Bericht darlegen, mit
welchen Anpassungen des Bundesgesetzes über Opferhilfe und der
Strafprozessordnung den spezifischen Bedürfnissen der Minderjährigen Rechnung
getragen werden kann. 48

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
NADJA ACKERMANN
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Keine Folge geben wollte der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Sommaruga
(sp, GE), welche durch eine Erweiterung der Strafprozessordnung die Unabhängigkeit
der Staatsanwaltschaft bei Untersuchungen gegen Mitglieder von
Strafverfolgungsbehörden garantieren wollte. Der Nationalrat folgte mit 120 zu 56
Stimmen aus der SP und Grünen bei einer Enthaltung dem ablehnenden Antrag seiner
vorberatenden Kommission. 49

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2014
NADJA ACKERMANN

Im Gegensatz zum Nationalrat wollte der Ständerat den Opfern von Straftaten im Falle
von mit Wiederholungs- oder Ausführungsgefahr begründeter Untersuchungshaft keine
Beschwerdemöglichkeit gegen Haftrichterentscheide einräumen. Eine Motion
Tschümperlin (sp, SZ) wurde mit dem Argument, dass es sich bei der Strafverfolgung
und Bestrafung klar um Staatsaufgaben handle und keine Schutzpflichten auf die Opfer
übertragen werden sollten, abgelehnt. 50

MOTION
DATUM: 19.03.2014
NADJA ACKERMANN

Der Ständerat beauftragte den Bundesrat in Überweisung einer Motion Amherd (cvp, VS)
mit der Ergänzung der neuen Strafprozessordnung, nach der gefährliche Straftäter bei
Wiederholungsgefahr immer in Untersuchungshaft bleiben sollten. Während der
aktuelle Gesetzeswortlaut dafür verlangt, dass bereits früher eine ähnliche Tat verübt
wurde, erfüllt die gefestigte Rechtsprechungspraxis des Bundesgerichts jedoch bereits
das Anliegen der Motion. Diese Diskrepanz zwischen dem Wortlaut des Gesetzes und
der Rechtsprechung soll behoben werden. Die Kommissionen waren zuvor mit dem
Bundesrat einig gegangen, dass eine Revision der jungen Strafprozessordnung erst
2016, fünf Jahre nach dem Inkrafttreten, in Angriff genommen werden sollte. 51

MOTION
DATUM: 19.03.2014
NADJA ACKERMANN

Um die Strafverfolgung zu verbessern, sollen DNA-Profile von rechtskräftig verurteilten
Tätern nicht nach 5 bzw. 10 Jahren gelöscht werden. Diese Änderung des DNA-Profil-
Gesetzes beantragte eine parlamentarische Initiative Geissbühler (svp, BE), welcher
durch den Nationalrat mit 88 zu 84 Stimmen bei 2 Enthaltungen knapp Folge gegeben
wurde. Bei Verstorbenen soll die Löschung nicht mehr unmittelbar nach dem Tod,
sondern erst nach dreissig Jahren erfolgen. Während die bürgerlich-rechten
Befürworter mit einer präventiven Wirkung argumentierten, lehnten die linken Parteien
und eine Mehrheit der FDP die Initiative aufgrund unverhältnismässiger Eingriffe in die
Privatsphäre ab. Im Ständerat konnten sich dann die Gegner mit 25 zu 12 Stimmen bei 2
Enthaltungen klar durchsetzen. Da die DNA-Profile in Zusammenhang mit einem
Strafverfahren stünden, müssten sie auch nach dessen Beendigung wieder gelöscht
werden. Die Frage könne aber durchaus im Rahmen der Gesamtprüfung des
Strafprozessrechts erneut erörtert werden. 52

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.05.2014
NADJA ACKERMANN

Mit der Überweisung einer Motion der ständerätlichen Kommission für Rechtsfragen
beauftragte die kleine Kammer den Bundesrat, dem Parlament bis Ende 2018 einen
Bericht über die Praxistauglichkeit der aktuellen Strafprozessordnung vorzulegen. 53

MOTION
DATUM: 22.09.2014
NADJA ACKERMANN

Im Sinne einer effizienten, rasch urteilenden und kostengünstigen Justiz soll bei
Nichterscheinen der beschuldigten Person sofort eine Verhandlung in ihrer
Abwesenheit durchgeführt und damit von einer zweiten Vorladung abgesehen werden
können. Dies verlangte eine parlamentarische Initiative Schneider Schüttel (sp, FR), die
von der nationalrätlichen Kommission angenommen worden war. Da der Ständerat sie
jedoch ablehnte, hatte der Nationalrat erneut darüber zu befinden. In der Debatte
unterlag dann eine Minderheit aus FDP und SVP, die keine punktuellen Änderungen der
Strafprozessordnung unternehmen, sondern die Fragen im Rahmen einer umfassenden
Revision des erst jungen Gesetzes erörtern wollte, mit 80 zu 100 Stimmen bei 1
Enthaltung. Der Nationalrat gab der parlamentarischen Initiative damit Folge. 54

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.11.2014
NADJA ACKERMANN
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Das Unmittelbarkeitsprinzip im Strafverfahren wird nicht gestärkt. Der Nationalrat gab
in der Wintersession einer entsprechenden parlamentarischen Initiative Jositsch (sp,
ZH) mit 103 zu 75 Stimmen keine Folge. Der Initiant hatte verlangt, dass bei schweren
Fällen die wichtigsten Beweise nicht im Untersuchungsverfahren, sondern in der
Hauptverhandlung abgenommen würden. Die grosse Kammer entschied sich jedoch mit
Blick auf die anstehende Revision der Strafprozessordnung, Zurückhaltung zu üben. 55

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.12.2014
NADJA ACKERMANN

Die 2014 vom Ständerat überwiesene Motion seiner Rechtskommission über die
Prüfung der geltenden Strafprozessordnung auf ihre Praxistauglichkeit wurde in der
Frühjahrssession 2015 auch vom Nationalrat diskussionslos angenommen. Der
Bundesrat muss dem Parlament bis Ende 2018 die erforderlichen Gesetzesanpassungen
beantragen. 56

MOTION
DATUM: 11.03.2015
KARIN FRICK

Nachdem der Nationalrat in der Wintersession 2014 einer parlamentarischen Initiative
Schneider Schüttel (sp, FR) zur Vereinfachung des Abwesenheitsverfahrens Folge
gegeben hatte, befasste sich in der Frühjahrssession 2015 der Ständerat mit dem
Geschäft. Seine Rechtskommission beantragte dem Ständerat einstimmig, der Initiative
keine Folge zu geben. Sie war der Ansicht, dass es besser sei, alle notwendigen
Änderungen der Strafprozessordnung koordiniert in einer Revision dieses Gesetzes
erfolgen zu lassen. Zu diesem Zweck hat die RK-SR bereits eine Motion eingereicht,
welche den gesamten Revisionsbedarf der Strafprozessordnung aufdecken soll. Das
Vorgehen über die Motion wurde als sinnvoller erachtet, weshalb der Ständerat dem
Antrag seiner Kommission folgte und der parlamentarischen Initiative keine Folge gab. 57

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.03.2015
KARIN FRICK

Wenn gegenüber einer beschuldigten Person im Strafprozess rechtswidrige
Zwangsmassnahmen angewandt wurden, hat diese Person gemäss geltender
Strafprozessordnung Anspruch auf Genugtuung. Eine solche rechtswidrige
Zwangsmassnahme kann beispielsweise darin bestehen, dass die Dauer der
Untersuchungshaft länger war als die schliesslich verhängte Strafe. Falls der Staat einer
verurteilten Person eine solche Entschädigung zahlen muss, stellt sich die Frage, ob
diese Genugtuung mit den Gerichtskosten, welche der verurteilten Person auferlegt
werden, verrechnet werden kann oder nicht. Mit einer parlamentarischen Initiative
wollte die RK-NR den unklaren Wortlaut von Art. 442 Abs. 4 StPO ändern, „um die
widersinnige Situation auszuschliessen, dass der Staat einer verurteilten Person erst
eine Entschädigung bezahlen muss und danach Schritte einleiten muss, um die eben
dieser Person auferlegten Gerichtskosten einzufordern“, so die Begründung des
Vorstosses. Die Schwesterkommission (RK-SR) betonte jedoch, dass solche
Entschädigungszahlungen nur bei sehr problematischen Haftbedingungen ein Thema
seien und es in diesen Fällen wichtig sei, dass die geschädigte Person tatsächlich eine
Genugtuung erhalte, und sprach sich mit 5 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen gegen die
Initiative aus. Die RK-NR wollte im Sinne der Prozessökonomie am Vorstoss festhalten
und argumentierte, die Umsetzung der Initiative könne im Rahmen der ohnehin
anstehenden StPO-Revision (als Folge der Überprüfung der StPO auf ihre
Praxistauglichkeit) erfolgen. In der Herbstsession 2015 liess sich der Nationalrat von der
Argumentation seiner Kommission mehrheitlich überzeugen und gab der Initiative mit
130 zu 53 Stimmen Folge. 58

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.09.2015
KARIN FRICK

In der Wintersession 2015 nahm der Nationalrat diskussionslos ein Postulat seiner
Rechtskommission an, welches den Bundesrat auffordert, im Rahmen der
Praxistauglichkeitsprüfung der geltenden Strafprozessordnung auch die kantonalen
Praktiken der kontradiktorischen Beweisaufnahme zu untersuchen. Die bekannte
Problematik besteht im Recht auf Teilnahme am Beweisverfahren, welches die
geltende Strafprozessordnung uneingeschränkt bereits zu Beginn des Verfahrens
gewährt. In Verfahren mit mehreren Mitbeschuldigten stellen die getrennten
Einvernahmen der einzelnen Beteiligten ein zentrales Element für die Wahrheitsfindung
dar. Gemäss der aktuellen Regelung können die beschuldigten Personen an den
Einvernahmen der jeweils anderen anwesend sein und so ihre Aussagen aufeinander
abstimmen, was die Wahrheitsfindung erheblich erschwert. Allfällig erforderliche
Änderungen am entsprechenden Artikel 157 StPO wird der Bundesrat dem Parlament bis
Ende 2018 unterbreiten. Mit diesem Postulat wird dem zuvor in einer
parlamentarischen Initiative Reimann (svp, SG; Pa.Iv. 14.462) und einer Motion Kuprecht

POSTULAT
DATUM: 10.12.2015
KARIN FRICK
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(svp, SZ; Mo. 15.3055) erfolglos vorgebrachten Anliegen Rechnung getragen. 59

Im Herbst 2013 hatte der Nationalrat eine Motion Rickli (svp, ZH) angenommen, welche
Hafturlaube und Ausgänge für Verwahrte in Zukunft ausschliessen wollte. Der
Ständerat ergänzte den Motionstext auf Antrag seiner Kommissionsmehrheit
dahingehend, dass nur unbegleitete Hafturlaube und Ausgänge für Verwahrte
ausgeschlossen werden sollen. Mit 26 zu 14 Stimmen bei 0 Enthaltungen nahm der
Zweitrat in der Wintersession 2015 die Motion in geänderter Fassung an. 60

MOTION
DATUM: 15.12.2015
KARIN FRICK

Im Januar 2016 gab auch die RK-SR einer parlamentarischen Initiative ihrer
Schwesterkommission Folge, die die Strafprozessordnung dahingehend ändern wollte,
dass Genugtuungsansprüche aufgrund rechtswidriger Zwangsmassnahmen mit den
Gerichtskosten verrechnet werden können. 61

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.01.2016
KARIN FRICK

Die geltende Rechtslage lässt Angehörige von Opfern, die durch eine Straftat ums Leben
gekommen sind, nur dann als Privatkläger auftreten, wenn sie Zivilklage gegen die
beschuldigte Person erheben. Kann gegen die beschuldigte Person keine Zivilklage
erhoben werden, beispielsweise gegen medizinisches Personal öffentlicher Spitäler,
können die Angehörigen der verstorbenen Person keine unmittelbare Verletzung ihrer
eigenen geistigen, körperlichen oder sexuellen Integrität geltend machen (Pa.Iv. 12.463).
Auch bei einem überlebenden Opfer sei nicht klar, ob dieses im Prozess als Partei
auftreten könne, selbst wenn es gegen die beschuldigte Person keine zivilrechtlichen
Ansprüche geltend machen kann (Pa.Iv. 12.492). Zur Beseitigung dieser Ungleichheiten
und Unklarheiten betreffend die Privatklägerschaft im Strafprozess hatte Mauro Poggia
(mcg, GE) im Jahr 2012 zwei parlamentarische Initiativen zu entsprechenden
Anpassungen der Strafprozessordnung eingereicht.

Auch Daniel Jositsch (sp, ZH) wollte mit zwei im gleichen Jahr eingereichten
parlamentarischen Initiativen die Strafprozessordung ändern. Zum einen soll die Gefahr
einer Wiederholungstat auch bei Ersttätern und nicht wie bisher nur bei
Wiederholungstätern als Haftgrund vorgesehen werden (Pa.Iv. 12.495), zum anderen soll
bei Haft- und Haftentlassungsentscheiden nicht nur der verhafteten Person, sondern
auch der Staatsanwaltschaft ein Beschwerderecht zukommen (Pa.Iv. 12.497).

Allen vier Initiativen wurde von den Rechtskommissionen beider Räte Folge gegeben.
Der Nationalrat verlängerte im Frühling 2016 auf Antrag seiner Kommission die Frist zur
Ausarbeitung eines Erlassentwurfs bis zur Frühjahrssession 2018. Bei Anpassungen der
Strafprozessordnung will man vorerst Zurückhaltung üben, bis der Bundesrat dem
Parlament bis spätestens Ende 2018 ohnehin einen Revisionsentwurf zur
Strafprozessordnung vorgelegt haben wird. 62

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.03.2016
KARIN FRICK

Nachdem der Ständerat die Motion dahingehend abgeändert hatte, dass es keine
unbegleiteten Hafturlaube und Ausgänge für Verwahrte mehr geben soll, musste sich
der Nationalrat noch einmal mit Natalie Ricklis (svp, ZH) Anliegen befassen. Die RK-NR
beantragte ihrem Rat mit 12 zu 11 Stimmen die Ablehnung der Motion und schloss sich
damit der Ansicht des Bundesrates an. Während die Minderheit, welche sich für die
Annahme des Vorstosses aussprach, verwahrte Personen als „potenziell sehr gefährlich“
einstufte und die Gesellschaft keinem „vermeidbaren Risiko“ in der Begegnung mit
solchen Personen aussetzen wollte, zweifelte die Mehrheit am sicherheitsfördernden
Charakter der Massnahme. Bundesrätin Simonetta Sommaruga begründete die
Bedenken damit, dass Verwahrte – nicht: lebenslänglich Verwahrte – dereinst entlassen
werden können, wenn sie keine Gefahr mehr für die Öffentlichkeit darstellen. Hierzu sei
ein schrittweiser Vollzug nötig, in dem Sinne, dass sich die verwahrte Person zuerst in
begleiteten, dann in unbegleiteten Ausgängen bewähren müsse, bevor eine bedingte
Freilassung in Frage komme. Es sei nicht einleuchtend, dass es der öffentlichen
Sicherheit dienlich sei, hier den Schritt des unbegleiteten Urlaubs herauszubrechen
und vom begleiteten Ausgang direkt zur bedingten Entlassung überzugehen. Die
Mehrheit der grossen Kammer liess sich von dieser Argumentation jedoch nicht
überzeugen und überwies die Motion mit 100 zu 71 Stimmen bei 10 Enthaltungen an den
Bundesrat. 63

MOTION
DATUM: 14.06.2016
KARIN FRICK
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Mit einer 2010 eingereichten parlamentarischen Initiative forderte Christian Lüscher
(fdp, GE) die Ausdehnung der Rechte der Geschädigten im Militärstrafprozess. Nach
geltendem Recht verfügen geschädigte Personen im Militärstrafprozess über weniger
Mitwirkungsrechte als im ordentlichen zivilen Strafprozess. Die Mitwirkungsrechte im
Militärstrafprozessrecht sollen daher an jene der Strafprozessordnung angeglichen
werden. Der Initiative war 2011 von den Rechtskommissionen beider Räte Folge
gegeben worden. Nachdem der Nationalrat 2011 und 2015 die Frist für die Ausarbeitung
einer Vorlage zweimal verlängert hatte, legte die RK-NR ihrem Rat im Sommer 2015
nach durchgeführter Vernehmlassung einen Erlassentwurf vor. Der Bundesrat
beantragte, dem Entwurf mit einigen Änderungen formeller Natur zuzustimmen. In der
Frühjahrssession 2016 beriet der Nationalrat als Erstrat über die Vorlage und nahm sie
einstimmig mit den vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderungen an. Die kleine Kammer
stimmte in der Sommersession der Vorlage ebenfalls einstimmig zu. Auch in der
Schlussabstimmung wurde die Gesetzesrevision von beiden Räten einstimmig
gutgeheissen. 64

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2016
KARIN FRICK

Der Bundesrat muss die gesetzlichen Grundlagen für die Auswertung der codierenden
DNA-Abschnitte von Tätern schwerwiegend gewalttätiger Straftaten wie beispielsweise
Mord oder Vergewaltigung schaffen. Vor dem Hintergrund des schweren
Vergewaltigungsfalls von Emmen und dem nachfolgenden Massen-DNA-Test im Oktober
2015 forderte Nationalrat Albert Vitali (fdp, LU) in einer Motion, dass die
wissenschaftlichen Möglichkeiten in der Strafverfolgung bei schweren Gewalttaten
ausgeschöpft werden, um nicht aus falsch verstandenem Datenschutz Täterschutz zu
betreiben. Durch die Auswertung der codierenden DNA-Abschnitte – also persönlicher
Merkmale wie zum Beispiel Augen-, Haar- und Hautfarbe – könnte ein Täterprofil
erstellt werden, das aufwändige Massen-DNA-Tests unnötig machte. Beide Kammern
nahmen den Vorstoss stillschweigend an. 65

MOTION
DATUM: 14.12.2016
KARIN FRICK

Die Einführung einer Kronzeugenregelung im Schweizer Strafrecht war das Ziel einer
Motion Janiak (sp, BL), mit welcher sich der Ständerat im Dezember 2016 befasste.
Janiak war mit dem Vorstoss dem von der Bundesanwaltschaft in ihrem
Tätigkeitsbericht 2015 geäusserten Wunsch nachgekommen, der Gesetzgeber möge
sich mit der Idee einer Kronzeugenregelung für die Schweiz auseinandersetzen. Das
Schweizer Strafgesetzbuch kennt heute für den Straftatbestand der kriminellen
Organisation die sogenannte kleine Kronzeugenregelung. Dies bedeutet, dass das
Gericht Mitgliedern krimineller Organisationen für ihre Kooperation mit den
Strafverfolgungsbehörden eine Strafmilderung nach freiem Ermessen zusprechen kann.
Für Personen, die durch ihre Mitwirkung in einem Strafverfahren gefährdet sind, sind
ausserdem Zeugenschutzprogramme im Sinne des Bundesgesetzes über den
ausserprozessualen Zeugenschutz vorgesehen. Die bestehenden Instrumente der
Strafverfolgung reichten nach Ansicht des Motionärs für die wirksame Bekämpfung von
mafiösen und terroristischen Organisationen aber nicht aus, was sich zuletzt auch bei
den Thurgauer Mafia-Fällen gezeigt habe. Darüber hinaus sei der Dienst ÜPF auch mit
dem revidierten BÜPF nur sehr eingeschränkt in der Lage, die Kommunikation von
kriminellen Organisationen zu überwachen, da sich diese verschlüsselter
Kommunikationsmittel bedienten, die so sicher seien, dass selbst der Anbieter die
übermittelten Informationen nicht entschlüsseln könne. Der Kronzeuge habe als Insider
jedoch das notwendige Wissen, um solche intransparenten Strukturen aufzubrechen,
und sei daher ein unabdingbares Mittel zur Bekämpfung krimineller und terroristischer
Organisationen, argumentierte der Motionär. Sein Parteikollege Daniel Jositsch (sp, ZH)
betonte hingegen die Fehleranfälligkeit von Kronzeugenaussagen und äusserte
rechtsstaatliche Bedenken. In der offenen Formulierung der Motion – sie schlägt keine
konkreten Massnahmen vor – sah die Ständekammer jedoch auch eine Chance, die
Vorteile und Probleme einer solchen Regelung eingehend zu diskutieren. Aus diesem
Grund nahm sie die Motion entgegen der bundesrätlichen Empfehlung mit 23 zu 11
Stimmen bei 4 Enthaltungen an. 66

MOTION
DATUM: 14.12.2016
KARIN FRICK
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Eine Standesinitiative des Kantons Basel-Landschaft, welche dringliche
Nachbesserungen an der Strafprozessordnung forderte, war in der Wintersession 2016
im Ständerat chancenlos. Im Gegensatz zum initiierenden Kanton sahen weder die RK-
SR noch der Ständerat die Dringlichkeit des Anliegens gegeben, weshalb man mit
Anpassungen an der Strafprozessordnung zuwarten wolle, bis die Ergebnisse der
gesamtheitlichen Evaluation ebendieser bekannt sind. 67

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.12.2016
KARIN FRICK

Als zentrales Problem bei der Kriminalitätsbekämpfung identifizierte die FDP-Fraktion
die lange Dauer der Strafverfahren. Der grosse Zeitabstand zwischen Tat und Strafe
gebe den Tätern ein Gefühl der Straflosigkeit, während die Polizei und die
Staatsanwaltschaft verbittert und frustriert und die Bevölkerung verunsichert
zurückblieben. Mit einem Postulat forderte die FDP daher vom Bundesrat einen
Bericht, der aufzeigen soll, welche Massnahmen die Kantone zur Beschleunigung der
Strafverfahren umgesetzt haben. Hintergrund des Vorstosses war die Stellungnahme
des Bundesrates zum Postulat 12.4076 („Besonderes gerichtliches Verfahren zur
Bekämpfung der Kleinkriminalität“), in der der Bundesrat zu Bedenken gab, dass eine
Verfahrensbeschleunigung nicht durch das Errichten von Schnellgerichten zu erzielen
sei, sondern dass dafür vielmehr die Kantone durch die Organisation ihrer
Strafrechtspflege sowie durch den Gebrauch des Strafbefehlsverfahrens und des
abgekürzten Verfahrens verantwortlich seien. Aus einem interkantonalen Vergleich soll
nun hervorgehen, wie sich der Umfang der Ressourcen für die Strafrechtspflege sowie
die organisatorischen Vorkehrungen entwickelt haben und welche Massnahmen als
„Best Practices“ angesehen werden können. Bundesrätin Sommaruga zeigte sich im
Nationalrat skeptisch, ob es wirklich die Aufgabe des Bundes sei, „pädagogisch auf die
Kantone einzuwirken, indem er sie miteinander vergleicht.“ Dennoch überwies die
grosse Kammer im Mai 2017 das Postulat mit 105 zu 80 Stimmen bei einer Enthaltung. 68

POSTULAT
DATUM: 03.05.2017
KARIN FRICK

Nachdem der Ständerat die Motion Janiak (sp, BL) zur Einführung einer
Kronzeugenregelung Ende 2016 angenommen hatte, befasste sich die
Rechtskommission des Nationalrates mit der Thematik und führte eine sorgfältige
Abwägung im Interessenkonflikt zwischen effizienter Strafverfolgung und der Wahrung
rechtsstaatlicher Prinzipien, insbesondere des Rechtsgleichheitsgebots, durch. Als
klarer Vorteil einer Kronzeugenregelung nannte sie die Möglichkeit, mithilfe von
Insiderwissen ganze Verbrechensstrukturen zu zerschlagen. Geständige Täter könnten
eher zur Kooperation mit den Strafverfolgungsbehörden bewegt werden, wenn ihnen
die Belohnung für ihre Kooperation in Form von Strafmilderung oder Straffreiheit
bereits in einem frühen Verfahrensstadium zugesichert werden könnte und nicht erst
nachträglich vor Gericht. Die Kehrseite dieser Medaille sei jedoch, dass dadurch ein
Anreiz zu interessant klingenden Falschaussagen geboten werde, um einen möglichst
guten „Deal“ mit den Strafverfolgungsbehörden zu erreichen. Wenn die
Strafverfolgungsbehörde eine Strafmilderung oder Straffreiheit zuspricht, muss sich
das Gericht daran halten, was das Gericht in seinem Ermessensspielraum einschränkt
und eventuell sogar eine rechtsgleiche Bestrafung von vergleichbaren Sachverhalten
verhindern kann. Die Mehrheit der RK-NR gewichtete die möglichen Vorteile in der
Strafverfolgung jedoch höher als die Einwände und beantragte die Motion zur Annahme.
Gleichzeitig reichte sie eine Kommissionsmotion (17.3264) ein mit der Forderung, die
heute in Art. 260ter Ziff. 2 StGB bestehende sogenannte kleine Kronzeugenregelung auf
Mitglieder terroristischer Organisationen im Sinne des Bundesgesetzes über das Verbot
der Gruppierungen „Al-Qaïda“ und „Islamischer Staat“ sowie verwandter
Organisationen auszudehnen. Diese mögliche Massnahme hatte der Bundesrat in seiner
Stellungnahme zur Motion ins Spiel gebracht und ausdrücklich befürwortet, während er
der Einführung einer umfassenden Kronzeugenregelung skeptisch gegenübergestanden
hatte. So beantragte der Bundesrat dem Nationalrat die Kommissionsmotion zur
Annahme, während er und eine Minderheit der RK-NR die Motion Janiak zur Ablehnung
empfahlen. In der Sommersession 2017 lehnte der Nationalrat die Motion Janiak mit 108
zu 72 Stimmen ab und nahm die Motion seiner Rechtskommission stillschweigend an. 69

MOTION
DATUM: 31.05.2017
KARIN FRICK
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Ein 2013 überwiesenes Postulat Fehr (sp, ZH) hatte vom Bundesrat gefordert, zu prüfen,
wie das Opferhilfegesetz angepasst werden könnte, um den Opferschutz von Kindern
zu stärken. Anstatt einen eigenen Bericht zu verfassen, verwies der Bundesrat auf eine
Studie des Instituts für Strafrecht und Kriminologie der Universität Bern, die Ende 2015
veröffentlicht worden war. Die Autoren der Studie kamen zum Schluss, dass kein
gesetzgeberischer Handlungsbedarf bestehe, dem Anliegen jedoch im Vollzug mehr
Beachtung geschenkt werden sollte. Der Bundesrat erachtete das Anliegen des
Postulats damit als erfüllt und beantragte dessen Abschreibung. Der Nationalrat folgte
diesem Antrag im Juni 2017 und schrieb den Vorstoss ab. 70

BERICHT
DATUM: 12.06.2017
ELIA HEER

Den Strafverfolgungsbehörden sollen zur Bekämpfung von terroristischen
Organisationen im Sinne des Bundesgesetzes über das Verbot der Gruppierungen „Al-
Qaïda“ und „Islamischer Staat“ sowie verwandter Organisationen die gleichen Mittel zur
Verfügung gestellt werden wie zur Verfolgung krimineller Organisationen im Sinne von
Art. 260ter StGB. Die dazu notwendige Ausweitung der sogenannten kleinen
Kronzeugenregelung auf terroristische Organisationen fordert eine Motion der RK-NR,
welche damit diese Frage von jener nach der Einführung einer umfassenden
Kronzeugenregelung separiert hat. Nachdem der Nationalrat die Motion im Sommer
2017 angenommen hatte, stimmte ihr im Herbst 2017 auch der Ständerat
stillschweigend zu. 71

MOTION
DATUM: 11.09.2017
KARIN FRICK

Wie der Ständerat sah auch der Nationalrat in den Anliegen der Standesinitiative Basel-
Landschaft für dringliche Nachbesserungen an der Strafprozessordnung keine grossen
und dringenden Probleme, die gelöst werden müssten, bevor die Ergebnisse der
laufenden Evaluation der Strafprozessordnung bekannt sind. Auf Antrag seiner
Rechtskommission gab in der Wintersession 2017 auch der Nationalrat der Initiative
keine Folge, womit sie erledigt ist. 72

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.2017
KARIN FRICK

Mit der Überweisung einer Motion der RK-SR (Mo. 14.3383) hatte das Parlament eine
Gesamtüberprüfung und -revision der Strafprozessordnung (StPO) beschlossen. Bis zu
diesem Zeitpunkt war bereits eine grosse Zahl an Vorstössen für Änderungen an der
StPO eingereicht worden, weshalb die eidgenössischen Räte eine Gesamtschau in
Auftrag gegeben hatten, um die Vorstossflut einzudämmen. Daraufhin setzte das
Bundesamt für Justiz eine Arbeitsgruppe mit Vertreterinnen und Vertretern der Praxis
und der Wissenschaft ein, um die Praxistauglichkeit der Anfang 2011 in Kraft getretenen
Strafprozessordnung zu evaluieren. Diese eruierte jene Regelungen, die in der
Anwendung zu Schwierigkeiten oder ungewollten Ergebnissen führen und skizzierte
mögliche Lösungsvorschläge. Am 1. Dezember 2017 schickte der Bundesrat schliesslich
den Vorentwurf zur Anpassung der Strafprozessordnung in die Vernehmlassung. Zu
den wichtigsten Änderungen zählen die Einschränkung der Teilnahmerechte bei
Einvernahmen von Mitbeschuldigten sowie die Anpassung des Anwendungsbereichs für
das Strafbefehlsverfahren. Ausserdem sollen beim Bundesgericht nur noch Entscheide
kantonaler Obergerichte und keine solchen des Zwangsmassnahmengerichts mehr
angefochten werden können, während neu jedoch auch die Staatsanwaltschaft und
nicht nur die beschuldigte Person Haftentscheide des Zwangsmassnahmengerichts
anfechten können soll. Des Weiteren soll die Staatsanwaltschaft ab einem bestimmten
Strafmass vor Erlass des Strafbefehls zur Einvernahme der beschuldigten Person
verpflichtet werden. Überdies soll die amtliche Verteidigung nicht mehr durch die
Staatsanwaltschaft, die dadurch bisher die Vertretung ihrer Gegenpartei selber
bestimmen konnte, sondern durch eine unabhängige Stelle eingesetzt werden. Ein
weiterer Revisionspunkt ist auch die Lockerung der Voraussetzungen für die Anordnung
einer Untersuchungs- oder Sicherheitshaft wegen Wiederholungsgefahr. Die
Vernehmlassungsfrist läuft bis Mitte März 2018. 73

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.03.2018
KARIN FRICK

Um den Vorschlägen des Bundesrates zur Anpassung der Strafprozessordnung nicht
vorzugreifen – diese sollten Anfang 2019 dem Parlament vorgelegt werden –, verlängerte
der Nationalrat auf Antrag seiner Rechtskommission die Frist für die vier
parlamentarischen Initiativen Poggia (mcg, GE; Pa.Iv. 12.463 und Pa.Iv. 12.492) und
Jositsch (sp, ZH; Pa.Iv. 12.495 und Pa.Iv. 12.497) um weitere zwei Jahre bis zur
Wintersession 2020. 74

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2018
KARIN FRICK
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Grundrechte

Die 2007 eingereichten Standesinitiativen von Bern (07.300) und Basel-Stadt (07.310),
welche beide die Unterzeichnung und Ratifizierung der Menschenhandelskonvention
des Europarates forderten, wurden abgeschrieben, da die Konvention bereits 2008
unterzeichnet worden war. Das Übereinkommen bezweckt die Bekämpfung aller
Formen von Menschenhandel auf inner- und zwischenstaatlicher Ebene. Die Schweiz
erfüllt weitgehend die Anforderungen der Konvention, nur bezüglich des
ausserprozessualen Zeugenschutzes besteht Handlungsbedarf. Der Bundesrat plant
deshalb die Schaffung einer nationalen Zeugenschutzstelle. Jährlich werden
voraussichtlich zehn bis fünfzehn Personen ins Zeugenschutzprogramm aufgenommen
werden. Zum Einsatz kommt das Programm ausschliesslich dort, wo die Zeugenaussage
wesentlich dazu beiträgt, Delikte der Schwerstkriminalität aufzuklären. Der Bundesrat
rechnet mit Kosten von 150‘000 Franken pro Fall. Das Parlament ermächtigte den
Bundesrat zur Ratifizierung der Konvention und stimmte dem Gesetzesentwurf über
den ausserprozessualen Zeugenschutz (ZeugSG) zu. 75

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.12.2011
NADJA ACKERMANN

Öffentliche Ordnung

Die Erfahrungen der Strafverfolgungsbehörden nach der Kundgebung „Tanz dich frei“
in Bern warf die Frage auf, ob es spezifische Vorschriften für die zivilrechtliche
Verantwortung von Social-Media-Plattformen braucht. Am 25. Mai kam es im Kontext
der illegalen Demonstration in Bern zu Ausschreitungen und zu beachtlichem
Sachschaden. Da die Kundgebung via Facebook organisiert worden war, war es der
Polizeibehörde nicht möglich, den gewaltbereiten Kern der 13'000 Teilnehmer zu
identifizieren. Eine Anfrage bei Facebook betreffend die Identität von Kontoinhabern
blieb unbeantwortet. Im Anschluss an die Kooperationsverweigerung der Social-Media-
Plattform beauftragte der Bundesrat das EJPD, die Notwendigkeit eingehender
Regelungen abzuklären. 76

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.05.2013
NADJA ACKERMANN

Kriminalität

Der im Vorjahr vom Bundesrat in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf für ein
Sistieren des Laufens der zehnjährigen Verjährungsfrist bei sexuellen Delikten mit
Kindern bis zum 18. Altersjahr der Opfer rief ein gemischtes Echo hervor. Die beiden
Strafrechtler Martin Killias und Guido Jenny, aber auch die SP befürchteten, dass es bei
einer derart verlängerten Verjährungsfrist zu Fehlurteilen kommen könnte und die
Gefahr von verleumderischen Anzeigen bestehen würde. Neben der SP zeigte sich auch
die SVP skeptisch. 77
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